Kurzprotokoll der Januarsession 2004

Ubersicht

Am Montag und am Dienstag, dem 19. und dem 20. Januar, sowie am Montag, dem 26.
Januar 2004, fand unter dem Vorsitz von Hans Lustenberger, Adligenswil, eine Session
des Grossen Rates statt.

Die wichtigsten Geschéfte der Session waren die V erabschiedung verschiedener Geset-
zesanderungen betreffend die Neuordnung der Zusténdigkeiten in den Bereichen Bau,
Umwelt und Wirtschaft sowie die 1. Beratung des Gesetzes tiber die Finanzkontrolle, die 1.
Beratung einer Anderung der Straf prozessordnung betreffend Wegweisung und Betre-
tungsverbot bei hauslicher Gewalt und einer Anderung des Ubertretungsstraf gesetzes be-
treffend ein Vermummungsverbot. Eine Anderung des Ruhetags- und Ladenschl ussgeset-
zeswurdein 1. Beratung abgelehnt. Mit Dekreten stimmte der Grosse Rat einem Sonder-
kredit fir die Anderung der Kantonsstrasse K 4, Abschnitt Kupferhammer—Bahnhofli,
Gemeinde Kriens, dem Beitritt des Kantons Luzern zur Interkantonaen Vereinbarung tber
die Griindung einer interkantonalen Umweltagentur sowie dem Beitritt des Kantons Luzern
zur ,, Interkantonal en Fachhochschulvereinbarung ab 2005 zu. Weiter genehmigte der Rat
mit Grossratsbeschllissen Staatsbeitrége an das Micro Center Central-Switzerland, Alp-
nach, fr die Jahre 2004-2007 sowie Staatsbeitrage an das V erkehrshaus der Schweiz fir
die Jahre 2004-2007. Ebenfalls mit Grossratsbeschllissen genehmigte der Grosse Rat eine
Bauabrechnung, die Vereinigung der Friedensrichterkreise Rickenbach und Pfeffikon so-
wie Romerswil und Herlisberg zu je einem Friedensrichterkreis und eine Anpassung der
Entschadigung der Mitglieder und der Fraktionen des Grossen Rates.

Der Grosse Rat wies ferner 15 Sachgeschéfte sténdigen Kommissionen zur Vorberatung
zu, nahm Ersatzwahlen in standige Kommissionen vor, vereidigte ein neues Grossratsmit-
glied und behandelte 2 Petitionen und 39 parlamentarische Vorstdsse. Eréffnet wurde der
Eingang von 34 parlamentarischen Vorstossen. Die fir 9 Vorstosse beantragte dringliche
Behandlung wurde fir 6 beschlossen und durchgefhrt, fir einen abgelehnt. Zwei Urheber
von Anfragen verzichteten nachtraglich auf die Dringlichkeit ihres Vorstosses. Eine Moti-
on wurde zurtickgezogen.

Ein Sachgeschéft, zwei Anfragen und eine Motion wurden nachtréglich abtraktandiert. Die
Ubrigen 50 traktandierten Geschéfte konnten behandelt werden.

Rechtsetzung

Bau, Umwelt, Wirtschaft: Zustandigkeiten und Verfahren. Die Entwirfe von Geset-
zesadnderungen Uber die Neuordnung der Zustandigkeiten in den Bereichen Bau, Umwelt
und Wirtschaft und die umfassende Einfiihrung der Verfahrenskonzentration bei Bewilli-
gungsverfahren fir Bauten und Anlagen gemass V orlage des Regierungsrates vom 23.
September 2003 (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr. 43 vom 25. Oktober 2003, S. 2637)
wurden in 2. Beratung behandelt (Kommission Raumplanung, Umwelt und Energie unter



dem Vorsitz von Pius Hdltschi, Aesch) und gutgeheissen. Durch die Gesetzesanderungen
werden in den Bereichen Bau, Umwelt und Wirtschaft die Planerlass- und Bewilligungs-
verfahren vereinheitlicht und die Entscheidungsablaufe durch den Verzicht auf sténdige
Fachkommissionen vereinfacht. Die neue Zustandigkeitsordnung folgt dem Grundsatz, die
Entscheids- und Vollzugskompetenzen so weit als moglich den Dienststellen zu Ubertra-
gen. Das zusténdige Departement Ubt grundsétzlich die Aufsicht aus. Die vom Bund gefor-
derte Verfahrenskoordination und -konzentration wird auf weitere Projektbewilligungsver-
fahren im Strassen-, Weg- und Wasserbaurecht ausgeweitet. Die Gesetzesdnderungen (sie-
he Luzerner Kantonsblatt Nr. 4 vom 24. Januar 2004, S. 161-232) unterliegen dem fakulta-
tiven Referendum; Ablauf der Referendumsfrist: 24. Marz 2004.

Gesetz Uber die Finanzkontrolle. Der Entwurf eines Gesetzes Uber die Finanzkontrolle
gemass Vorlage des Regierungsrates vom 10. Juni 2003 (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr.
28 vom 12. Juli 2003, S. 1815) wurdein 1. Beratung behandelt (Planungs- und Finanz-
kommission unter dem Vorsitz von Guido Mller, Honau) und gutgeheissen. Die Aufga
ben der Finanzkontrolle waren bisher im Finanzhaushaltgesetz geregelt; neu soll die Unab-
héngigkeit der Finanzkontrolle den heutigen Anforderungen entsprechend in einem eige-
nen Gesetz festgehalten werden. Die Finanzkontrolle prift die Rechtmaéssigkeit, Ord-
nungsmassigkeit und Sparsamkeit der Haushaltfihrung und Gberprift neu auch die
Zweckmassigkeit der angewandten Methoden bel Wirtschaftlichkeits- und Wirksamkeits-
rechnungen. Im neuen Gesetz wird auch das Vorgehen bel Beanstandungen klarer geregelt.
Das Beratungsergebnis wurde zur redaktionellen und gesetzestechnischen Uberpriifung an
die Redaktionskommission (Vorsitz: Thomas Willi, Emmen) und zur Vorbereitung der 2.
Beratung an die vorberatende Kommission gewiesen.

Wegweisung und Betretungsver bot bei hauslicher Gewalt. Der Entwurf einer Anderung
der Strafprozessordnung betreffend Wegweisung und Betretungsverbot bei hauslicher Ge-
walt gemass Vorlage des Regierungsrates vom 13. Juni 2003 (siehe Luzerner Kantonsbl att
Nr. 28 vom 12. Juli 2003, S. 1816) wurde in 1. Beratung behandelt (Kommission Justiz
und Sicherheit unter dem Vorsitz von Margrit Steinhauser, Luzern) und gutgeheissen. Mit
der Einflhrung der Wegweisung und des Betretungsverbots soll ein neues Instrument ge-
gen die hausliche Gewalt eingefiihrt werden. Die gewalttétige Person soll aus der gemein-
samen Wohnung weggewiesen und ihr soll die Rickkehr fir maximal zwolf Tage vortber-
gehend verboten werden konnen. Die neuen Massnahmen gegen die hausliche Gewalt sol-
len Uber eine Teilrevision des Gesetzes Uber die Strafprozessordnung eingefihrt werden.
Das Beratungsergebnis wurde zur redaktionellen und gesetzestechnischen Uberpriifung an
die Redaktionskommission (Vorsitz: Thomas Willi, Emmen) und zur Vorbereitung der 2.
Beratung an die vorberatende Kommission gewiesen.

Ruhetags- und L adenschlussgesetz. Der Entwurf einer Anderung des Ruhetags- und La-
denschlussgesetzes gemass V orlage des Regierungsrates vom 20. Mai 2003 (siehe Luzer-
ner Kantonsblatt Nr. 24 vom 14. Juni 2003, S. 1572) wurdein 1. Beratung behandelt
(Kommission Wirtschaft und Abgaben unter dem Vorsitz von Bruno Schmid, Flthli) und
abgelehnt. Nachdem der Grosse Rat im Jahr 2001 eine Motion betreffend einer Anpassung
des Ruhetags- und L adenschlussgesetzes an neue Kundenbedirfnisse teilweise erheblich
erklart hatte, wurde eine Revision von 8 1 des Gesetzes vorgeschlagen. Die Revision des
Ruhetags- und Ladenschlussgesetzes hétte sich auf die Auflistung der Geschéfte, die von
der Anwendung des Gesetzes ausgenommen sind, beschrankt. Die Aufzéhlung ware um



die an Tankstellen angegliederten V erkauf sgeschéfte, deren ordentliche Verkaufsflache
nicht mehr als 100 m? betragen hétte, erganzt worden.

Vermummungsver bot. Der Entwurf einer Anderung des Ubertretungsstraf gesetzes betref-
fend ein Vermummungsverbot geméss V orlage des Regierungsrates vom 18. Juni 2003
(siehe Luzerner Kantonsblatt Nr. 33 vom 16. August 2003, S. 2061) wurde in 1. Beratung
behandelt (Kommission Justiz und Sicherheit unter dem Vorsitz von Margrit Steinhauser,
Luzern) und gutgeheissen. Der Grosse Rat hat im Jahr 2001 eine Motion Uber die Einfuh-
rung eines Vermummungsverbotes erheblich erklart. Die Motionére argumentierten damit,
dass Auseinandersetzungen auf der Strasse zugenommen hétten. Dabei seien gehauft Ran-
dalierer aufgetreten, welche sich vermummten und so die polizeiliche Uberwachung er-
schwert hétten. Vermummite hétten auch die Tendenz, unter ihrer Maskierung aggressiver
und gefahrlicher aufzutreten. Ein Vermummungsverbot solle helfen, dieser Entwicklung
vorzubeugen. Das Beratungsergebnis wurde zur redaktionellen und gesetzestechnischen
Uberpriifung an die Redaktionskommission (Vorsitz: Thomas Willi, Emmen) und zur Vor-
bereitung der 2. Beratung an die vorberatende Kommission gewiesen.

I nterkantonale Umweltagentur. Der Entwurf eines Dekrets tUiber den Beitritt des Kantons
Luzern zur Interkantonalen Vereinbarung tber die Griindung einer interkantonalen Um-
weltagentur gemass V orlage des Regierungsrates vom 2. September 2003 (siehe Luzerner
Kantonsblatt Nr. 40 vom 4. Oktober 2003, S. 2477) wurde behandelt (Kommission
Raumplanung, Umwelt und Energie unter dem Vorsitz von Pius Holtschi, Aesch) und mit
84 gegen 14 Stimmen gutgeheissen. Die V ereinbarung bezweckt, fir die enge
Zusammenarbeit der Zentralschweizer Kantone Uri, Schwyz, Obwalden, Nidwalden, Zug
und Luzern im Bereich des Umweltschutzes, insbesondere bei den |ufthygienischen
Messungen, eine Aktiengesellschaft nach Artikel 762 des Schweizerischen
Obligationenrechts (OR) zu griinden. Die Grindung einer Aktiengesellschaft setzt den
Abschluss einer interkantonalen Vereinbarung voraus. Das Dekret (siehe Luzerner
Kantonsblatt Nr. 4 vom 24. Januar 2004, S. 154) unterliegt dem fakultativen Referendum;
Ablauf der Referendumsfrist: 24. Marz 2004.

I nter kantonale Fachhochschulver einbar ung. Der Entwurf eines Dekrets Uber den Bei-
tritt des Kantons Luzern zur ,, Interkantonal en Fachhochschulvereinbarung ab 2005 ge-
méass Vorlage des Regierungsrates vom 21. Oktober 2003 (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr.
47 vom 22. November 2003, S. 2944) wurde behandelt (Kommission Erziehung, Bildung
und Kultur unter dem Vorsitz von Ruth Keller, Kriens) und mit 96 gegen O Stimmen gut-
geheissen. Die Fachhochschulvereinbarung (FHV) ist ein flachendeckendes Abkommen,
das auf Gegenseitigkeit beruht und einheitliche Regelungen beziiglich des Zugangs zu den
Diplomstudiengangen der Fachhochschulen, der Gleichbehandlung der Studierenden und
der interkantonalen Abgeltung der Studienkosten gewahrleistet. Die neue FHV basiert auf
der bestehenden Vereinbarung, die sanft revidiert wurde und der alle Kantone sowie das
Furstentum Liechtenstein beigetreten sind. Die drei wichtigsten Anderungen betreffen den
Einbezug der M asterstudiengange, die Moglichkeit einer alternativen Bemessungsgrundla-
ge fur einzelne Studiengénge sowie die Hohe der Beitrége, die inskiinftig 85 Prozent der
durchschnittlichen Ausbildungskosten anstelle von bisher 75 Prozent decken werden. Das



Dekret (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr. 4 vom 24. Januar 2004, S. 233) unterliegt dem
fakultativen Referendum; Ablauf der Referendumsfrist: 24. Méarz 2004.

Verenigung Friedensrichterkreise. Die Entwirfe von Grossratsbeschlissen tber die
Vereinigung der Friedensrichterkreise Rickenbach und Pfeffikon sowie Romerswil und
Herlisberg zu je einem Friedensrichterkreis gemass V orlage des Regierungsrates vom 16.
September 2003 (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr. 43 vom 25. Oktober 2003, S. 2637)
wurden behandelt (Kommission Justiz und Sicherheit unter dem Vorsitz von Margrit
Steinhauser, Luzern) und gutgeheissen. Die Friedensrichterkreise Rickenbach und Pfeffi-
kon sowie Romerswil und Herlisberg, letzterer bestehend aus den Gemeinden Herlisberg
und Retschwil, werden zu je einem Friedensrichterkreis vereinigt. Die Gemeinden Ricken-
bach und Pfeffikon haben bereits einen gemeinsamen Betreibungskreis und arbeitenin
verschiedenen anderen Bereichen zusammen.

Entschadigung der Mitglieder und der Fraktionen des Grossen Rates. Der Entwurf
eines Grossratsbeschlusses tber die Entschadigung der Mitglieder und der Fraktionen des
Grossen Rates gemass V orlage des Regierungsrates vom 4. November 2003 (siehe Luzer-
ner Kantonsblatt Nr. 48 vom 29. November 2003, S. 3009) wurde behandelt (Staatspoliti-
sche Kommission unter dem Vorsitz von Walter Hacki, Luzern) und gutgeheissen. Mit
dem Grossratsbeschluss wird die durchschnittliche Jahresentschédigung der Mitglieder des
Grossen Rates von 7500 auf 10000 Franken erhoht und die jahrliche Grundentschadi gung
an die lineare Entwicklung der Lohne des Staatspersonal s angeglichen. Auch die Reisespe-
sen werden den fr die kantonale V erwaltung geltenden Ansétzen (65 Rappen pro Kilome-
ter) angepasst. Die Fraktionen erhalten neu eine jahrliche Grundentschadigung von 12000
Franken (bisher 10000 Franken) und einen zusétzlichen Beitrag pro Mitglied von 1000
Franken (bisher 800 Franken). Insgesamt entstehen Mehrkosten von jahrlich rund 360000
Franken.

Investitions- und Finanzvorlagen

Kantonsstrasse K 4, Abschnitt Kupferhammer—Bahnhofli, Gemeinde Kriens. Der
Entwurf eines Dekrets tiber einen Sonderkredit fiir die Anderung der Kantonsstrasse K 4,
Abschnitt Kupferhammer—Bahnhofli, Gemeinde Kriens, geméss V orlage des Regierungs-
rates vom 14. Oktober 2003 (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr. 46 vom 15. November 2003,
S. 2878) wurde behandelt (Kommission Verkehr und Bau unter dem Vorsitz von Josef
Fischer, Triengen) und mit 102 gegen O Stimmen gutgehei ssen. Das Bauvorhaben umfasst
die Anderung der Kantonsstrasse auf einer Lange von 1000 Metern mit einer Verbreiterung
der Radstreifen, der Erstellung von Linksabbiegespuren, dem Einbau von Querungshilfen
flr Fussgangerinnen und Fussganger und der Regelung einer Strasseneinmindung mittels
Lichtsignalanlage. Der Baubeginn ist im Jahr 2004 vorgesehen. Das Dekret tiber einen
Kredit in der Hohe von 12,9 Millionen Franken (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr. 4 vom
24. Januar 2004, S. 240) unterliegt dem fakultativen Referendum; Ablauf der Referen-
dumsfrist: 24. Méarz 2004.



Bauabrechnung. Der Entwurf eines Grossratsbeschlusses Uber die Genehmigung der Ab-
rechnung tiber die Anderung der Kantonsstrasse K 2, Luzern-M eggen—K antonsgrenze
Schwyz, Abschnitt Lerchenbuhl-Balm—Schldsslistrasse, Gemeinde Meggen, geméass Vor-
lage des Regierungsrates vom 4. November 2003 (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr. 48 vom
29. November 2003, S. 3009) wurde behandelt (Kommission Verkehr und Bau unter dem
Vorsitz von Josef Fischer, Triengen) und gutgeheissen. Die Arbeiten wurden mit Kosten
von Fr. 1781543.70 abgeschlossen; der bewilligte Kredit wurde um Fr. 618456.30 unter-
schritten.

Staatsbeitrage an das M CCS Alpnach. Der Entwurf eines Grossratsbeschlusses tiber die
Staatsbeitrage an das Micro Center Central-Switzerland (MCCS), Alpnach, fir die Jahre
2004-2007 gemass V orlage des Regierungsrates vom 18. Juni 2003 (siehe Luzerner Kan-
tonsblatt Nr. 28 vom 12. Juli 2003, S. 1817) wurde behandelt (Kommission Wirtschaft und
Abgaben unter dem Vorsitz von Bruno Schmid, FlGhli) und gutgeheissen. Der Grosse Rat
bewilligte damit einen jahrlichen Beitrag von 433 700 Franken fur die Mitfinanzierung der
Forschung am MCCS in den Jahren 2004-2007. Die Beitragsleistungen des Kantons wer-
den davon abhangig gemacht, dass die Zentralschweizer Kantone die Forschungsaufwen-
dungen des MCCS gemass Verteilschliissel mittragen.

Staatsbeitrage an das Verkehrshaus der Schweiz. Der Entwurf eines Grossratsbeschlus-
ses Uber die Staatsbeitrage an das V erkehrshaus der Schweiz fir die Jahre 2004-2007 ge-
mass V orlage des Regierungsrates vom 21. Oktober 2003 (siehe Luzerner Kantonsblatt Nr.
47 vom 22. November 2003, S. 2945) wurde behandelt (Kommission Erziehung, Bildung
und Kultur unter dem Vorsitz von Ruth Keller, Kriens) und gutgeheissen. Der Grosse Rat
bewilligte mit dem Grossratsbeschluss einen Rahmenkredit von 2,2 Millionen Franken
beziehungsweise 550’ 000 Franken pro Jahr in den Jahren 2004 bis 2007. Es handelt sich
dabei um eine Ubergangsl6sung. Ziel des Kantonsist es, dass das Verkehrshaus der
Schweiz (VHS) mittelfristig in das Konzept der neu zu bildenden eidgendssi schen Stiftung
Musée Suisse Gruppe einbezogen, dem VHS mittels Lel stungsauftrag die Sammlung und
Vermittlung des kulturellen Erbes auf den Gebieten Mobilitét/V erkehr und Kommunikati-
on gegen Abgeltung Ubertragen und dieser Leistungsauftrag in einem Bundesgesetz veran-
kert wird.

Eintritt

Grosser Rat. An die Stelle des aus dem Rat zurtickgetretenen Mitglieds Felix Miri, Em-
men, trat Johann L6tscher, Emmen, neu in den Rat ein.



Wahlen

Staatspolitische Kommission. An die Stelle des aus dem Rat zurtickgetretenen Mitglieds
Felix Muri, Emmen, wéhlte der Grosse Rat Ruedi Stockli, Melerskappel, als neues Mit-
glied in die Staatspolitische Kommission.

Kommission Gesundheit, Arbeit und soziale Sicherheit. An die Stelle von Ruedi Stock-
li, Meierskappel, wahlte der Grosse Rat Anton Kunz, Grosswangen, in die Kommission
Gesundheit, Arbeit und sozia e Sicherheit.

Planungs- und Finanzkommission. An die Stelle von Anton Kunz, Grosswangen, wahlte
der Grosse Rat Johann Lotscher, Emmen, in die Planungs- und Finanzkommission.

Motionen

Erheblich erklart wurde die Motion M 854 von Alois Hodel, Egolzwil, Uber eine Stan-
desinitiative zur Anderung des Bundesgesetzes iber die Raumplanung.

Abgelehnt wurden die Motionen

— M 823 von Rico De Bona, Littau, Uber eine gesetzliche Grundlage fir die Freiwilli-
genarbeit,

— M 846 von Rico De Bona, Littau, Uber eine Anderung des Steuergesetzes (Einfiih-
rung eines Abzugs fur pflegende Angehdrige),

— M 799 von Gerhard Klein, Wauwil, Uber den Steueraufschubbestand bei Rechtsge-
schéften unter Ehegatten und zwischen Verwandten in auf- und absteigender Linie,

— M 47 von Gerhard Klein, Wauwil, Uber eine ehrlichere und gerechtere Festsetzung
der Katasterwerte der Liegenschaften im Kanton Luzern,

— M 593 von Adrian Borgula, Luzern, Uber eine Standesinitiative zur Abschaffung der
Gewissenspriifung bel der Zulassung zum Zivildienst,

— M 72 von Bruno Schmid namens der Mehrheit der WAK Uber eine Totalrevision des
Ruhetags- und Ladenschlussgesetzes.

Zuruickgezogen wurde die Motion M 382 von Louis Schelbert, Luzern, tber die Erweite-
rung der Kompetenz des Grossen Rates bei Begnadigungen.

Postulate

Erheblich erklart wurden die Postulate

- P 107 von Heinz Datwyler, Kriens, tUber zligige und wirksame Massnahmen zugun-
sten der bestehenden Buslinie Nr. 1 Luzern—Kriens-Obernau,

— P 828 von Marlis Roos, Menznau, Uber die Erhdhung der Veranlagungs- und Inkas-
sogebuhren der Gemeinden fir die Staatssteuer,



von Anton Kunz, Grosswangen, Uber eine Statistik der Delikte von Asylsuchenden
(alsMotion M 832 eingereicht),

von Karl M. Ronner, Triengen, Uber die Entfernungspflicht von gefahrlichen Un-
krautern (als Motion M 725 eingereicht),

P 766 von Anton Kunz, Grosswangen, Uber ein Briefpostzentrum Zentralschweiz,

P 860 von Marcel Roth, Entlebuch, tiber neue Planungsmodelle in der Raumplanung,
von Ida Glanzmann, Altishofen, Uber den Ausbau des Verkehrsknotens auf der Kan-
tonsstrasse Dagmersellen—Nebikon zur Erschliessung des Industrieparks Gauerhof
(eingereicht a's Motion M 23),

von Balz Koller, Sempach, Uber die Prioritétensetzung der Aufhebung des Niveau-
Ubergangs in Sempach Station, Gemeinde Neuenkirch (als Motion M 59 eingereicht),
P 63 von Odilo Abgottspon, Luzern, Uber die schweren Unfélle auf Luzerns Strassen,
P 109 von Ruth Keller namens der EBKK Uber eine umgehende Intervention bei
Bund und Bundesrat fur eine Aufnahme des V erkehrshauses der Schweiz in die zu
grindende Stiftung Schweizerisches Landesmuseum (dringliche Behandlung),

P 114 von Guido Graf namens der CV P-Fraktion Uber das weitere Vorgehen beim
Projekt Universitét Luzern (dringliche Behandlung),

P 115 von Fredy Zwimpfer namens der SV P-Fraktion Uber einen neuen Standort der
Universitdt Luzern (dringliche Behandlung),

P 119 von Anton Kunz, Grosswangen, tber den Universitétsneubau (dringliche Be-
handlung).

Teilweise erheblich erklart wurden die Postul ate

von Josef Schérli, Littau, Gber eine Erhdhung der Entschédigung des Kantons an die
Gemeinden fur die Veranlagung und das Steuerinkasso (als Motion M 293 einge-
reicht),

von Marcel Johann, Kriens, tber Anderungen im Gesetz betreffend die Erbschafts-
steuern (als Motion M 789 eingereicht),

P 863 von Albert Vitali, Oberkirch, Gber die Verrechnung von Verzugszinsen bel
Steuerrechnungen.

Abgelehnt wurden die Postulate

P 289 von Rico De Bona, Littau, Uber die Prifung eines Steuerabzugs fir
Freiwilligenarbeit,

P 535 von Franz West, Ettiswil, Gber die Errichtung einer Ombudsstelle fir Steuer-
fragen.

Interpellationen und Anfragen

Schriftlich beantwortet wurden die Interpellationen und Anfragen

A 815 von Odilo Abgottspon, Luzern, tber Sonderregelungen bel der Besteuerung
von Auslandern,

A 752 von Gerhard Klein, Wauwil, tber die UCK im Raum Emmen,

| 395 von Hans Lustenberger, Adligenswil, Gber den Ausbau der Neuro- und Herz-
chirurgie und Zusammenarbeitsmodelle mit andern Kliniken,



A 19 von Christoph Portmann, Luzern, tUber das Projekt ,, Bangladesch Taxi* des
Amtes fir Umweltschutz,

A 10 von Karl M. Ronner, Triengen, Uber Kreuzkréuter und deren Gefahr fir die
Landwirtschaft,

A 866 von Josef Huber, Kriens, Uber die Erhebung neuer kantonaer Gebihren fr
Baugesuche aller Art, die in den Gemeinden eingereicht werden,

A 68 von Moritz Bachmann, Malters, Uber das nicht fristgerechte Auszahlen der A-
kontozahlungen der Direktzahlungen,

| 424 von Guido Mdiller, Honau, Uber die Wahrnehmung der Aufsichts- und Kon-
trollpflichten der Regierung bei kantonalen Stiftungen,

A 821 von Peter Beutler, Meggen, Uber die Kosten der parlamentarischen V orstsse,
A 824 von Josef Huber, Kriens, Uber die Kosten der politischen Vorstdsse aus dem
Grossen Rat,

A 112 von Hans Peter Pfister, Eich, tber die Verzégerung der Universitétsplanung
nach dem Gerichtsurteil (dringliche Behandlung),

A 113 von Karl M. Ronner, Triengen, Uber die Universitét Luzern (dringliche Be
handlung),

A 118 von Giorgio Pardini namens der SP-Fraktion Uber den geplanten Stellenabbau
bei Swisscom IT Services (dringliche Behandlung).



	Übersicht
	Rechtsetzung
	Investitions- und Finanzvorlagen
	Wahlen
	Motionen
	Postulate
	Interpellationen und Anfragen

